
Keine Zwangsläufigkeit von ärztlich  
verordneten Nahrungsergänzungsmitteln 

Aufwendungen für Nahrungsergänzungsmittel sind auch dann nicht als außergewöhnliche 

Belastungen abzugsfähig, wenn sie dem an Krebs erkrankten Steuerpflichtigen ärztlich verordnet 

worden sind.  

 

Sachverhalt 

Streitig war, ob die ärztlich verordneten und vom FA nicht anerkannten Aufwendungen für Präparate, die 

aufgrund einer Tumorerkrankung eingenommen wurden, als außergewöhnliche Belastungen 

berücksichtigungsfähig sind.  

 

Entscheidung 

Das FG verneinte die Berücksichtigungsfähigkeit der Aufwendungen als außergewöhnliche Belastungen. Es 

seien nur solche Aufwendungen als Krankheitskosten berücksichtigungsfähig, die zum Zwecke der Heilung 

einer Krankheit (z. B. Medikamente, Operation) oder mit dem Ziel getätigt werden, die Krankheit erträglich zu 

machen, beispielsweise Aufwendungen für einen Rollstuhl. Bei den typischen und unmittelbaren 

Krankheitskosten wird die Außergewöhnlichkeit letztlich unwiderleglich vermutet und die Zwangsläufigkeit 

dieser Aufwendungen weder dem Grunde nach (stets aus tatsächlichen Gründen zwangsläufig) noch der 

Höhe nach (Angemessenheit und Notwendigkeit im Einzelfall) geprüft.  

 

Nicht zu den Krankheitskosten zählen vorbeugende Aufwendungen, die der Gesundheit allgemein dienen, 

und solche, die auf einer medizinisch nicht indizierten Behandlung beruhen. Es handelt sich insoweit vielmehr 

um Aufwand, der nicht aus tatsächlichen Gründen zwangsläufig entsteht, sondern auf einer freien 

Willensentschließung beruht und deshalb den nicht abzugsfähigen Kosten der Lebenshaltung zuzurechnen 

ist. 

 

Aufwendungen für Diätverpflegung sind nach dem Wortlaut des § 33 Abs. 2 Satz 3 EStG und der 

Entstehungsgeschichte der Ausschlussnorm ausnahmslos nicht als außergewöhnliche Belastung abziehbar. 

Dies gilt auch für Sonderdiäten, die eine medikamentöse Behandlung ersetzen. Vom Abzugsverbot nach 

§ 33 Abs. 2 Satz 3 EStG werden damit Kosten einer besonderen Verpflegung und damit Aufwendungen für 

Diätlebensmittel erfasst, auch wenn ihnen „quasi Medikamentenfunktion“ zukommt oder sie zur 

Unterstützung einer Heilbehandlung konsumiert werden. Denn insoweit ist der Steuerpflichtige nicht 

außergewöhnlich belastet, da unterschiedliche Lebenshaltungskosten steuerlich unbeachtlich sind. 

 

Sind Diätaufwendungen aber auch in Fällen, in denen sie wie andere Krankheitskosten zwangsläufig 

entstehen, vom Abzug ausgeschlossen, muss dies auch dann gelten, wenn sie nicht nur neben, sondern 

anstelle von Medikamenten zur Linderung der Krankheit benötigt werden. Denn für die steuerliche 

Behandlung dieser Verpflegungskosten kann es keinen Unterschied machen, ob zusätzlich noch 

Aufwendungen für Medikamente anfallen oder nicht. Dies gilt auch dann, wenn die Diät aufgrund einer 



ärztlichen Verordnung unmittelbar als Therapie eingesetzt wird und damit im medizinischen Sinne 

Medikamentencharakter aufweist. Auch in diesen Fällen tritt die Diätverpflichtung an die Stelle üblicher 

Nahrungsmittel, die Kosten der allgemeinen Lebensführung darstellen.  

 

Im Streitfall kam das FG zu dem Ergebnis, dass die Aufwendungen für Nahrungsergänzungsmittel keine 

außergewöhnlichen Belastungen i. S. d. § 33 EStG sind. Denn Aufwendungen für Lebensmittel – auch in Form 

der streitgegenständlichen Nahrungsergänzungsmittel – sind nicht originäre Aufwendungen im Krankheitsfall, 

die dem Anwendungsbereich des § 33 Abs. 1 EStG zugeordnet werden können. Es handelt sich insoweit 

vielmehr um Kosten der privaten Lebensführung, die dem Abzugsverbot des § 12 Nr. 1 EStG unterfallen. An 

der Zugehörigkeit von Aufwendungen für Lebensmittel zu den Kosten der privaten Lebensführung ändert auch 

nichts, dass die Präparate im Streitfall weitgehend ärztlich verordnet waren.  
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